
                                 
Fraktion Bündnis90/Die Grünen          Drensteinfurt, den 12.02.2022 
im Rat der Stadt Drensteinfurt 
 
 
An den Bürgermeister, Herrn Grawunder 
 
 
Sitzung des Rates der Stadt am 28. März 2022   
 
 
Hiermit beantragt die Fraktion Bündnis90/Die GRÜNEN einen Punkt zur Tagesordnung 
Resolution des Rates: Keine weiteren Urantransporte durch Drensteinfurter Stadtgebiet 
 

 
Der Rat der Stadt Drensteinfurt möge beschließen: 
  
1. Die Stadt Drensteinfurt lehnt zukünftige Transporte von Uranhexafluorid von und zur 
Urananreicherungsanlage in Gronau und weitere Atommülltransporte über Drensteinfurter 
Stadtgebiet ab.  
 
2. Die Stadt Drensteinfurt unterstützt die Forderung des Bundesumweltministeriums sowie 
zahlreicher Umweltverbände, die Urananreicherungsanlage Gronau als Quelle der Urantrans-
porte durch das Münsterland in das Atomausstiegsgesetz aufzunehmen und ihre Stilllegung 
herbeizuführen.  
 
3. Der Rat beauftragt den Bürgermeister oder eine*n Vertreter*in, sich in Zusammenarbeit 
mit weiteren Städten, ihren Bürgermeister*innen resp. Stadtverwaltungen, bei der Bundes-  
sowie der NRW-Landesregierung und der Deutschen Bahn, für die Ermöglichung der Umset-
zung dieser Resolution einzusetzen.  
 
 
Hintergrund und Begründung: 
 
Obwohl der Atomausstieg in Deutschland offiziell für 2022 beschlossen worden ist, sind die 
Urananreicherungsanlage (UAA) in Gronau sowie die Brennelementefabrik Lingen von die-
sem Atomausstieg bislang ausgenommen und dürfen ohne zeitliche Begrenzung weiter produ-
zieren. Eine Belieferung deutscher Atomanlagen aus Gronau betrifft schon aktuell nur noch 
die Brennelementefabrik Lingen – alle anderen Abnehmer sind Atomkraftwerke im Ausland.  
Der Betrieb der Urananreicherungsanlage in Gronau führt zu regelmäßigem Lieferverkehr mit 
hochgiftig-radioaktivem Uranhexafluorid (UF6) von und zur UAA. Im Münsterland fallen da-
bei vor allem Anlieferungen von UF6 per Bahn sowie der Abtransport von abgereichertem 
UF6 als Abfallstoff an. Allein in den Jahren 2019 und 2020 wurden dabei knapp 18 000  
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Uranmüll in 20 Zugladungen über das Drensteinfurter Stadtgebiet befördert. Diese Uranzüge 
fuhren von Gronau kommend über Münster und Hamm zum Hafen von Amsterdam.  
Zielort dieser Urantransporte war die russische, "geschlossene" Atomstadt Novouralsk bei Je-
katerinburg. Dort lagert das Uran unter freiem Himmel ohne erkennbare oder erwartbare Wei-
terverwertung. Selbst die russische staatliche Atomfirma Rosatom gibt zu, dass in Russland 
bereits rund 1 Mio. Tonnen abgereichertes Uran auf Halde liegen hat. Eine Entsorgung sei 
frühestens bis 2080 möglich, und zwar durch den Neubau von mehreren Schnellen Brütern! 
Ein Rechtsgutachten im Bundestag ergab im Herbst 2020 (also bereits zu Regierungszeiten 
der GroKo aus CDU und SPD), dass diese Uranexporte nach Russland einen Verstoß gegen 
die EU-Sanktionen gegenüber Russland darstellen, die im Zuge der Krim-Annexion und der 
militärischen Offensiven auf dem ukrainischen Festland erlassen worden waren. Abgereicher-
tes UF6 kann nämlich für panzerbrechende Munition – und damit für militärische Zwecke – 
eingesetzt werden. Die derzeitige Situation um die Ukraine lässt diese Feststellung umso bri-
santer werden. 
Die Betreiberfirma der Gronauer UAA, die deutsch-niederländisch-britische Urenco, zeigte 
sich bislang taub gegenüber jeglicher Kritik an diesen unverantwortlichen und offensichtlich 
rechtswidrigen Uranexporten. Im April 2020 schrieb der Münsteraner Ordnungsdezernent an 
die Urenco mit der Bitte, die Urantransporte zumindest auf dem Höhepunkt der Corona-Pan-
demie auszusetzen. Durch die stets vorhandene Gefahr von schweren Unfällen, die zur Bil-
dung von tödlicher Flusssäure führen können, wären die Einsatzkräfte in Münster schnell an 
ihrer Belastungsgrenze. Umso mehr gilt dies für unsere Drensteinfurt Feuerwehr. Dennoch 
führt Urenco die gefährlichen Urantransporte ungerührt weiter.  
 
In Russland ist demokratischer, zivilgesellschaftlicher Protest gegen die Importe von Uran-
müll aus Gronau kaum noch möglich. Renommierte Umweltorganisationen wie Ecodefense 
oder andere NGOs werden als sog. "ausländische Agenten" diffamiert. Schikanen und Pro-
zesse gegen Oppositionelle sind inzwischen an der Tagesordnung. Insofern entsteht der Ein-
druck, als mache sich die Urenco in Gronau die sehr schlechte Menschenrechtslage in Russ-
land für die eigenen Uranexporte zunutze. Das ist wenig verantwortungsvoll.  
Der Mitgründer von Ecodefense und Umweltaktivist Vladimir Slivyak setzt sich seit vielen 
Jahren für den Stopp von Atomkraft ein, weltweit und auch hier bei uns im Münsterland. Im 
vergangenen Jahr erhielt er den Alternativen Nobelpreis für sein Engagement. 
 
 
Mit dieser Resolution fordern wir die für Drensteinfurt verantwortlichen Ratsmitglieder auf, 
Initiative zu ergreifen. Wir dürfen die Risiken der Urantransporte für unsere Bürgerinnen und 
Bürger nicht weiter hinnehmen.  
Wenn Deutschland Ende 2022 aus der Atomenergie aussteigt, muss sich dies auch auf das 
Münsterland auswirken. Ansonsten werden unsere Stadt und die Region noch Jahrzehnte nach 
der Abschaltung des letzten deutschen AKWs eine Drehscheibe des internationalen Uranhan-
dels bleiben – mit allen damit verbundenen Gefahren und Risiken für die Drensteinfurter Be-
völkerung und die Menschen am Zielort in Russland.  
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Bei unserem Grünen Protest im November 2019 anlässlich eines Urantransportes am Bahnhof 
Drensteinfurt erhielten wir zahlreiche Unterstützung aus der Drensteinfurter Bevölkerung 
https://www.gruene-drensteinfurt.de/content/index.php/2019/11/19/anti-atom-protest-in-dren-
steinfurt/ 
 
Von daher vertreten wir mit der Forderung nach dem Aus für die Urantransporte ein Anliegen 
der Bevölkerung. Selbstredend begrüßen wir die Forderung des Bundesumweltministeriums 
nach einer Stilllegung der Urananreicherungsanlage in Gronau. Diese würde weitere Uran-
transporte überflüssig machen. Da ein genauer Zeitpunkt für diese Stilllegung aktuell aber 
noch nicht abzusehen ist, beziehen wir mit dieser Resolution der Stadt Drensteinfurt Stellung 
und handeln im Sinne des Schutzes der Bevölkerung unserer Stadt. 
 
 
  
 
Heidi Pechmann       Raphaela Blümer  
Fraktionsvorsitzende      Ratsmitglied   
     
 
 
 
 
 
 
 
 
 


